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1. Einleitung und Vorgehen 
Rahmenbedingung: Mit einer Maßgabe der KMK, Module in den Studiengängen möglichst 

groß zu halten, um die Studierbarkeit durch weniger Prüfungen zu erhöhen (vgl. Beschluss der 

Kultusministerkonferenz vom 10.12.2009, S. 2f), erfolgte in den letzten Jahren eine 

schrittweise Umgestaltung vieler Prüfungsordnungen. Gleichzeitig gewann jedoch das Ziel der 

Bildungsdurchlässigkeit vor dem Hintergrund größerer demografischer Diversität und weiterer 

gesellschaftlicher Entwicklungen immer mehr an Bedeutung. Die hier angestrebte 

Untersuchung soll erforschen, inwiefern Studierbarkeit und Durchlässigkeit kompatibel sein 

können beziehungsweise Konfliktpotentiale aufweisen. Die Hypothese der Untersuchung lautet 

dabei 

 Große Module erhöhen die Studierbarkeit durch eine geringere Zahl an Prüfungen.

 Gleichzeitig verringert sich jedoch die Durchlässigkeit des Studiengangs, da die  

 Anrechnung extern erbrachter Leistungen, zumeist beruflich erworbene Kompetenzen, 

 schwerer durchzuführen ist.  

Das methodische Vorgehen der Untersuchung soll sich dabei auf einen Vergleich der 

Studierenden der Prüfungsordnungen 

a) Master of Science BWL an der Universität Potsdam; Fassung von Januar 2009 

(konsekutiv) und  

b) MBA der UP Transfer GmbH; Fassung von Dezember 2013 (weiterbildend) 

 

stützen. Beide Studiengänge weisen einen sehr ähnlichen fachlichen Bezug bei gleichzeitig 

stark divergenter Zielgruppenausrichtung auf. Des Weiteren lassen sich in diesen beiden 

Prüfungsordnungen exemplarische Unterschiede in den Modulgrößen feststellen. So sind die 

Module im M.Sc. BWL mit im Schnitt 9,1 ECTS sehr groß, bei einer minimalen Modulgröße 

von 4 ECTS und einer maximalen Modulgröße von 12 ECTS bei insgesamt 11 Modulen.  

Im MBA dagegen beträgt die Modulgröße im Schnitt ‚nur‘ 6,7 ECTS, bei einer Mindestgröße 

von 6 ECTS und einer maximalen Größe von 9 ECTS bei insgesamt 14 Modulen. Der in 

Anlehnung an die obige Hypothese vermutete Wirkungszusammenhang gestaltet sich demnach 

wie folgt: Im M.Sc. mit großen Modulen sind hohe Studierbarkeitswerte bei geringen 

Durchlässigkeitswerten zu erwarten, während im MBA mit eher kleinen Modulgrößen 

niedrigere Studierbarkeitswerte, aber höhere Durchlässigkeitswerte erwartet werden.  

 

In diesem Dokument soll nun zunächst eine Definition von Studierbarkeit  mit der Darstellung 

verschiedener Ansätze sowie von Durchlässigkeit erfolgen, woraus einige zentrale 

Anknüpfungspunkte zum weiteren Umgang mit dem Thema Studierbarkeit und Durchlässigkeit 

bzw. zur Verbesserung selbiger abgeleitet werden. Auf die Durchführung einer eigenen 

empirischen Erhebung wurde aufgrund der Vielzahl an bereits durchgeführten 

wissenschaftlichen Studien verzichtet, vielmehr soll der Fokus im Nachfolgenden auf der 

Synthese der vorangegangenen Ergebnisse liegen.  
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2. Herleitung des Begriffes Studierbarkeit 
Das Konzept der Studierbarkeit wird im wissenschaftlichen Kontext wie auch in praktischen 

Untersuchungen höchst unterschiedlich definiert. Ein einheitliches, als allgemeingültig 

anerkanntes Konzept existiert nicht. Im Folgenden sollen die verschiedenen Ansätze der 

bekanntesten Forscher und Institutionen zu diesem Thema kurz dargestellt und abschließend 

verglichen werden.  

Krempkow (2010; S.4ff.) verwendet in seiner Untersuchung zu Studierbarkeit und Workload 

eine relativ breit gefasste Definition des Begriffs. So schlägt er vor, zur Erfassung von 

Studierbarkeit  Studierendenbefragungen mit Hochschulstatistiken zu kombinieren. Aus diesen 

können quantitative Merkmale wie etwa die Studienerfolgsquote oder Verlaufsanalysen 

gewonnen werden. Weiterhin mahnt er an, die ergebnisorientierte Dimension nicht zu 

vernachlässigen. So seien die durchschnittliche Studiendauer sowie die Einhaltung der 

Regelstudienzeit ebenfalls wichtige Kriterien für Studierbarkeit. Unter strukturellen 

Bedingungen fasst Krempkow Einflussfaktoren wie den persönlichen Kontakt zu Lehrenden, 

die zeitliche Koordination des Lehrangebots sowie Beratungsangebote zusammen. Weiterhin 

integriert er allerdings auch persönliche Merkmale und Voraussetzungen bzw. deren 

Berücksichtigung als Elemente in die Studierbarkeit, welche eher schwierig zu messen und zu 

vergleichen sind. Als einziger hier dargestellter Autor weist er auf den Kontext der 

Erwerbstätigkeit als Einflussfaktor auf die Studierbarkeit hin und gelangt so zu einem sehr weit 

gefassten Konstrukt von Studierbarkeit.  

Die Wijnen-Kommission verwendet in Ihrem Bericht von 1992 ebenfalls einen relativ weit 

gefassten Studierbarkeitsbegriff. Wie Krempkow werden hier Aspekte wie Studienerfolg und 

Studiendauer in die Definition integriert, strukturelle Rahmenbedingungen stellen unter der 

Bezeichnung „Abwesenheit von hindernden Faktoren“ ebenfalls ein wesentliches Element 

dieser Definition dar.  

Bargel (2009; S.31ff.) orientiert sich ebenfalls an dieser weitgefassten Auslegung und definiert 

Studierbarkeit aus den Aspekten der Lehrorganisation, Modularisierung und Zeitbudget 

(strukturelle Bedingungen) sowie der Studiendauer bzw. Einhaltung der Regelstudienzeit 

(Studienerfolg).  

Schubarth et al. (2008) verwenden andere Begriffe, aber ähnliche Kriterien für die Definition 

von Studierbarkeit. So unterscheidet er in Inputfaktoren wie Finanzierung und Anzahl der 

Studienanfänger, Output-Variablen wie die Studienerfolgsquote sowie die Anzahl an 

Studienabbrechern sowie eine black box, in welche er strukturelle Kriterien wie etwa die 

Transparenz der Anforderungen, Kapazitäten und die Lehrorganisation einordnet.  

Diesen eher weitgefassten Ansätzen stehen engere Ansätze zum Verständnis von Studierbarkeit 

entgegen. Nach den Analysen von Burck&Grendel in der ZFHE besteht das Problem darin, 

dass eine Überdehnung des Begriffes der Studierbarkeit, d.h. die Integration immer neuer 

Variablen in das Konstrukt, die Durchführung von kausalen Analysen und die Entdeckung 

kausaler Zusammenhänge unmöglich machen. Insbesondere das Kriterium des Studienerfolgs 

steht in keinem ausschließlichen Zusammenhang zur Studierbarkeit, sondern wird von vielen 

weiteren Faktoren beeinflusst (und umgekehrt) (Burck&Grendel 2011; S.3).  

Burck & Grendel schlagen daher vor, Studierbarkeit als „strukturelle Studierbarkeit“ 

aufzufassen, wie es auch Kuhlee (2009) und Kamphans & Wixfort (2009) aufgezeigt haben. 
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Diese strukturelle Studierbarkeit integriert lediglich Strukturen und Rahmenbedingungen, 

welche direkt von der Hochschule zu beeinflussen sind, in den Begriff der Studierbarkeit. 

Dementsprechend wird Studierbarkeit zu einer formalen Institution, welche einen 

Mindeststandard für die Studierenden garantiert, etwa den überschneidungsfreien Besuch von 

Pflichtveranstaltungen (Burck & Grendel 2011; S.4). 

Dieses Verständnis von Studierbarkeit greift auch der Verbund norddeutscher Universitäten in 

seinem Projekt zur Sicherung der Studierbarkeit durch Qualitätsmanagement im Studium auf. 

In diesem setzt er den Begriff der Studierbarkeit als Konstrukt aus den Elementen der 

sachgemäßen Modularisierung, der funktionellen Studienorganisation, einem realistischen 

Workload, einer funktionellen Prüfungsorganisation, guten Beratungsangebote, passgenauem 

Zugang sowie praktikablen Anerkennungsregeln für extern erbrachte Leistungen zusammen. 

Gewissermaßen die einzige offizielle Definition des Begriffes der Studierbarkeit bietet der 

Akkreditierungsrat (2013) der Stiftung für Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland 

unter dem Kriterium 2.4 in der Prüfordnung für Studiengänge. Darin werden als Elemente der 

Studierbarkeit die Aspekte  

- Berücksichtigung heterogener Eingangsqualifikationen,  

- Geeignete Studienplangestaltung,  

- Studentische Arbeitsbelastung (Workload),  

- Angemessene Prüfungsorganisation,  

- Betreuungs- und Beratungsangebote sowie   

- Angemessene Ausstattung  

aufgeführt. Dementsprechend entspricht dieses offizielle Verständnis bei der Akkreditierung 

der Definition formaler Studierbarkeit zuzüglich dem Kriterium der persönlichen 

Voraussetzungen der Studierenden.  
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Im Folgenden werden die verschiedenen Definitionen und ihre enthaltenen Kriterien 

übersichtlich dargestellt: 

Forscher/ 

Institution 

Studien

-erfolg 

Ergebnis

-

orientiert

: Dauer, 

Regel-

studienze

it 

Zeitliche 

Koordinatio

n des Lehr- 

und 

Prüfungs-

angebots 

Beratungs-

angebote 

Persönliche 

Merkmale 

& Voraus-

setzungen 

Work-

load der 

Studie-

renden 

Kapazi-

täten 

Kontext

, z.B. 

Erwerb

s-

tätigkei

t 

Krempkow x  x x x   x 

Wijnen-

Kommission 

x x x      

Bargel  x x x   x   

Schubarth x x     x  

Burck & 

Grendel 

  x x  x x  

Verbund nord-

deutscher 

Universitäten 

  x x  x x  

Akkreditierung

s-rat der 

Stiftung für 

Akk. In D 

  x x x x x  

Kuhlee   x x  x x  

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Ergebnis lassen sich grob gegliedert zwei deutlich divergente Ansätze herausarbeiten.  Die 

erste Gruppe um die Wissenschaftler Krempkow, Bargel und Schubarth sowie die Wijnen-

Kommission betrachten Studierbarkeit als weiter gefassten Begriff und beziehen in ihre 

Definition neben formalen Aspekten wie zeitlicher Koordination auch Konstrukte wie den 

‚Studienerfolg‘ sowie andere ergebnisorientierte Dimensionen wie das Einhalten der 

Regelstudienzeit mit ein. Hierbei besteht jedoch die Gefahr des Informationsverlustes bzw. der 

Vermischung verschiedener Faktoren: Die Einhaltung der Regelstudienzeit ist ihrerseits von 

zahlreichen externen Faktoren abhängig, der Begriff des ‚Studienerfolgs‘ schwer zu 

operationalisieren, sodass eine Erfassung und ebenso die Vergleichbarkeit schwierig 

erscheinen.  

Die zweite Gruppe, welche u.a. die Wissenschaftler Burck & Grendel und Kuhlee sowie die 

Institutionen des Akkreditierungsrates sowie des Verbunds norddeutscher Universitäten 

umfasst, spricht sich für ein engeres Verständnis des Begriffes der Studierbarkeit aus. Er solle 

vielmehr als ‚strukturelle Studierbarkeit‘ definiert werden und lediglich eine Art 

‚Minimalanforderung‘ für die Hochschulen darstellen. Darin enthalten sollen lediglich formale 

Aspekte wie die zeitliche Koordination des Lehrangebots, Beratungsangebote sowie 

ausreichend zur Verfügung gestellte Kapazitäten für die Studierenden sein.  

Zwei auffällige Sachverhalte lassen sich in der Tabelle ebenfalls erkennen: Als einziger Autor 

verwendet Krempkow den außeruniversitären Kontext wie etwa die Erwerbstätigkeit als Faktor 

bei der Betrachtung der Studierbarkeit, ebenso werden allgemeine persönliche 

Voraussetzungen wie finanzielle Mittel oder Kompetenzen der Studierenden nur von zwei 
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Publikationen als Bestandteil der Studierbarkeit betrachtet, von Krempkow sowie vom 

Akkreditierungsrat für Studiengänge in Deutschland.  

Dementsprechend soll auch hier als erstes Zwischenergebnis  das Verständnis der ‚strukturellen 

Studierbarkeit‘ verwendet werden. Demnach werden lediglich die formalen Einflussfaktoren 

mit in die Untersuchung einbezogen, welche direkt als Mindeststandard von der Universität 

beeinflusst werden können. Auf die Verwendung von Konstrukten wie ‚Studienerfolg‘ oder 

von persönlichen Voraussetzungen sollte verzichtet werden.  

 

3. Herleitung des Begriffes Durchlässigkeit 
Neben dem zuvor definierten Konzept der Studierbarkeit soll auch der Begriff der 

‚Durchlässigkeit‘ im Rahmen dieser Untersuchung zwischen den Studiengängen verglichen 

werden. Das Bundesinstitut für Berufsbildung beschreibt Durchlässigkeit wie folgt:  

„Durchlässigkeit“ beschreibt die Möglichkeit des individuellen Wechsels innerhalb und 

zwischen den Bildungsbereichen unter Berücksichtigung bereits erworbener Kompetenzen 

sowie der Annäherung der Bildungsbereiche durch Vergleichbarkeit und Validierung von 

Lernleistungen.“  (Zitat aus dem Internetauftritt des Bundesinstituts für Berufsbildung) 

Dabei wird operativ in eine pauschale Anrechnung und eine individualisierte Anrechnung 

unterschieden. Während erstere beispielsweise ganze Berufsabschlüsse anerkennt und so etwa 

den Bewerbern einen pauschalen Einstieg in ein höheres Fachsemester ermöglicht, erfolgt bei 

der individuellen Anrechnung die fallbezogene Prüfung jeder bisher erbrachten Teilleistung im 

Hinblick auf die Anrechenbarkeit für einzelne Module des beworbenen Studiengangs. Die 

Voraussetzung für diese Vorgehensweise ist dabei  ein modularisiertes Studienmodell, welches 

erst die Anrechnungen von Teilleistungen ermöglicht (vgl. Linten 2013). Diese 

Modularisierung ist an den Hochschulen bereits in großem Maße erfolgt.  

Zur besseren Vergleichbarkeit der erbrachten und anerkannten Leistungen ist darüber hinaus 

eine starke Lernergebnisorientierung notwendig. Diese ‚Kompetenzorientierung‘ ermöglicht 

zwei Dimensionen der Anrechnung, einerseits das Erfüllen von Zugangsvoraussetzungen durch 

berufliche Qualifikationen und andererseits etwa eine Studiendauerverkürzung durch bereits 

erworbene Kompetenzen des Studiums (vgl. Mörth 2013 in Cendon et al. 2013; S.133). 

Untersuchungsgegenstände im Rahmen einer Prüfung auf Durchlässigkeit sind demzufolge der 

Schulabschluss & die Hochschulzugangsberechtigung, die Möglichkeit und ggf. konkrete 

Prüfung einer Anrechenbarkeit beruflich erworbener Kompetenzen inklusive Kriterien der 

Transparenz und  des Umfangs, die Beratungsleistung der anrechnenden Universität sowie die 

Möglichkeit, über Brückenkurse ‚älteres Wissen‘ wieder aufzufrischen. Für das eigentliche 

Anrechnungsverfahren empfiehlt sich dabei das dreistufige Programm der Initiative ANKOM 

(vgl. Mörth 2013 in Cendon et al. 2013; S.133f.), welches Lernergebnisbeschreibung, 

Äquivalenzbeurteilung sowie eine Anrechnungsregelung beinhaltet. Eine Herausforderung 

liegt dabei insbesondere darin, die Lehrenden und Modulverantwortlichen für diese 

konsequente Qutcome-Orientierung zu gewinnen. Dies zeigt sich auch in anderen 

Untersuchungen (vgl. Schäfer 2013 in Cendon et al. 2013; S. 145f.).  
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Die hier dargestellten Aspekte des Begriffes der Durchlässigkeit sollen im Folgenden 

übersichtlich zusammengefasst werden.  

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Dehnbostel (2013 in Cendon et al. 2013; S. 172ff.) hebt die Bedeutung von Bildungstandards 

für eine effiziente Anrechnung hervor, da in diesen Standards einzelne Kompetenzen 

zusammengefasst und werden. Dadurch wird nicht nur eine bessere Vergleichbarkeit 

gewährleistet, sondern ebenso eine Überprüf- und Messbarkeit im Erfolgssinn, die Steuerung, 

Kontrolle und Überwachung von Bildungsentwicklungsprozessen sowie der Qualitätssicherung 

und –verbesserung im Bildungswesen (Dehnbostel 2013 in Cendon et al. 2013; S.173). Zum 

Instrument der Lernergebnisformulierung gehört dabei insbesondere auch die Entwicklung von 

Qualifikationsrahmen, etwa dem Europäischen Qualifikationsrahmen für Lebenslanges Lernen 

(EQR), in welchem die Lernergebnisse gebündelt dargestellt werden (vgl. Hartmann 2012 in 

Woblick; TH Wildau 2012; S. 11ff.). Gegenüber Hartmann setzt sich Dehnbostel in seinen 

Ausführungen insbesondere dafür ein, dass nicht nur, wie im Falle von Qualifikationsrahmen, 

die Output-Dimensionen wie etwa Lernergebnisse, sondern auch Input- und Prozessfaktoren 

bei einem Vergleich von Kompetenzen berücksichtigt werden (vgl. Dehnbostel 2013, S. 179). 

Eine weitere gewichtige Rolle bei der Durchlässigkeit spielen laut Dehnbostel auch informell 

und andere nicht formal erworbene berufliche Kompetenzen und deren Anerkennung, welche 

aber oftmals noch im Rahmen intransparenter Einzelfallentscheidungen geschehe (ebd., S.179). 

Hier seien bundesweit einheitliche Standards wünschenswert. Auch Diekmann (2008; in 

Riemer et al. 2008; S. 66ff.) schließt sich dieser Argumentation an. Müller (in Riemer et al. 

2008; S.56ff.) nennt als zentrale Kriterien für den Anrechnungsprozess selbst Transparenz und 

eine Beschwerdemöglichkeit für die Studierenden bzw. Bewerber als Teil einer bewussten 

Gestaltung dieses Prozesses. Als Maßnahmen hierfür empfiehlt er ein ausgeprägtes 

Qualitätsmanagement sowie regionale Vereinbarungen zur Anrechnung, um einen 

gleichbleibend hohen Qualitätsstandard zu gewährleisten (S. 58). Hieran anknüpfend empfiehlt 
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Hartmann (2008) unter anderem die Entwicklung von Qualitätsstandards, welche neben der 

Lernergebnisorientierung sowie Transparenz auch Reliabilität und Validität der Anrechnung 

sicherstellen sollen. Erstere bezeichnet dabei in diesem Zusammenhang die Verlässlichkeit der 

Anrechnungsergebnisse unabhängig von äußeren Rahmenbedingungen sowie die sachgemäße 

Begründung der Ergebnisse durch methodisch sorgfältig erarbeitete Bearbeitungshilfen, 

während das Konzept der Validität hier insbesondere die begründete und nachweisbare 

Gleichwertigkeit der anerkannten Lernergebnisse durch objektive Beschreibungssysteme wie 

dem EQR beinhaltet (vgl. Hartmann 2008, in Woblick 2008; S.14f.).  

 

4. Ansätze zur Verbesserung von Studierbarkeit und Durchlässigkeit 
Wie bereits dargelegt, soll dieses Untersuchungsdesign keine eigene empirische Erhebung 

hervorbringen, sondern die Synthese der bisherigen Untersuchungen aus dem 

wissenschaftlichen Bereich vorantreiben und Erkenntnisse über mögliche zentrale 

Handlungsfelder im weiteren Verlauf erbringen. Aus den zuvor definierten Begriffen und 

Konzepten wurden die jeweils zentralen Aussagen über Defizite, Handlungsfelder und 

Lösungsansätze zusammengefasst und sollen im Folgenden komprimiert dargestellt werden.  

Ein wesentliches Merkmal der Studierbarkeit, welches von mehreren Forschern, etwa 

Krempkow (2010) oder Burck & Grendel (2011), aufgegriffen und kritisch betrachtet wird, ist 

die grundsätzlich sehr heterogene und nicht widerspruchsfreie Definition des Begriffes selbst. 

Die Unklarheit über den genauen Inhalt des Konstruktes der Studierbarkeit behindert dabei 

grundlegende Fortschritte in der Umsetzung neuer Konzepte zur Verbesserung der Situation für 

die Studierenden. Hier wird dementsprechend eine Klärung des Begriffes insgesamt zum 

besseren Zugang für Reformen angemahnt (vgl. Burck & Grendel 2011, S. 103; Krempkow 

2010, S.2).  

Wird die Studiendauer als Teil des Konzeptes Studierbarkeit definiert, so zeigt sich, dass diese 

insbesondere durch eine (oft erzwungenermaßen) ausgeübte Nebentätigkeit der Studierenden 

negativ beeinflusst wird. Eine bessere finanzielle Absicherung während des Studiums kann hier 

die negativen Folgen einer Ablenkung vom Studium durch zu starke Gebundenheit in 

Nebenjobs abmildern (vgl. Krempkow 2010, S.7). Dies liegt jedoch wiederum nicht in der 

direkten Zuständigkeit der Hochschulen.  

Studierendenbefragungen wie beispielsweise an der Humboldt-Universität Berlin (2006) 

zeigen regelmäßig, welche Aspekte die Studierbarkeit im Alltag negativ beeinflussen. Ein 

wesentlicher Faktor dabei ist die Arbeitsbelastung für Studierende. So wird nicht nur die 

Arbeitsbelastung pro Semester als insgesamt zu hoch eingestuft, sondern auch eine ungleich 

verteilte Belastung über die Semester hinweg kritisiert. Ein ausgeglichener Workload in den 

einzelnen Semestern trägt demnach positiv zur Studierbarkeit bei. Eine ebenso wichtige Rolle 

spielt in diesem Zusammenhang für Studierende die Flexibilität des Stundenplans bzw. 

insgesamt die flexible Koordination der Lehrveranstaltungen im jeweiligen Semester. Durch 

sorgfältige Planung etwa bei Lehrveranstaltungen häufig kombinierter Studiengänge sowie ein 

ausreichend dimensioniertes Studienangebot können Universitäten bessere Voraussetzungen 

für die Studierbarkeit ihrer Studiengänge schaffen. Zu enge Restriktionen, etwa bei der 

Reihenfolge einzelner Module, eine zweisemestrige Taktung einzelner Lehrveranstaltungen 

oder den Zulassungsvoraussetzungen zum Besuchen von Veranstaltungen, sollten vermieden 

werden (vgl. Projektgruppe der HU Berlin 2007, S.223).   
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Kuhlee et al. (2009) heben hervor, dass auch das Überschneiden von Prüfungen, dazu gehört 

auch eine übermäßig enge Taktung der Prüfungen ohne reelle Chance auf eine strukturierte 

Vorbereitung für jede einzelne, für viele Studierende eine Einschränkung der Studierbarkeit 

und ganz unmittelbar die Verlängerung ihres Studiums über die Regelstudienzeit hinaus 

bedeutet (vgl. S. 195). Hier sind die Universitäten angehalten, die Prüfungspläne besser zu 

koordinieren und zu entzerren. Weiterhin wird argumentiert, dass eine Verringerung der 

Arbeitsbelastung in Verbindung mit einer besseren Zeitlichen Koordination die Studierbarkeit 

für die Studierenden dahingehend erhöht werden kann, indem ihre Flexibilität etwa für die 

Annahme freiwilliger Praktika gefördert wird.  

Die Hans-Böckler-Stiftung kommt gemeinsam mit dem DGB zu dem Ergebnis, dass zu einer 

positiven Studierbarkeit auch eine angemessene Modularisierung des Studiengangs gehört. 

Dies umfasst nicht nur die grundsätzliche Aufteilung der Inhalt ein einzelne Module, sondern 

erfordert laut den Gutachtern zusätzlich eine ausreichende Transparenz bei der Vergabe von 

Leistungspunkten, eine Vergleichbarkeit der Anzahl selbiger über verschiedene Studiengänge 

hinweg sowie eine nicht zu kleinteilige Gestaltung des Curriculums zur Vermeidung von 

Arbeitsüberlastung und Koordinationsproblemen. Als hilfreich insbesondere in der 

Studieneingangsphase wird ein Ausbau der persönlichen Betreuungsangebote wie etwa 

Tutorien, Mentorenprogramme oder von Informationsveranstaltungen über weitere universitäre  

Angebote angesehen. (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2014).  

Die Teilnehmer des Verbundes Norddeutscher Universitäten haben einen integrierten Ansatz 

entwickelt, der das Konzept der Studierbarkeit mit der Perspektive eines Qualitätsmanagements 

verbindet, womit gleichzeitig Ansatzpunkte für andere Universitäten geliefert werden. Es 

beinhaltet eine eingehende Bestandsaufnahme sowie eine empirische Ausgangsanalyse ebenso 

wie die Integration transparenter ‚Qualitätsziele‘ mitsamt periodischer Überprüfungen und die 

aktive Einbeziehung der Studierenden in die fortlaufende Weiterentwicklung und 

Implementierung der Konzeptinhalte. Dieser ganzheitliche Ansatz zeichnet sich durch seine 

universitätsübergreifende Funktionsweise ebenso aus wie durch sein dialogorientiertes 

Arbeitsverständnis. Ziele wie etwa eine akzeptable Lern- und Arbeitsbelastung für die 

Studierenden, eine erhöhte Qualität der Veranstaltungen oder Transparenz bei Studien- und 

Prüfungsordnungen wurden im Dialog zwischen Lehrenden, Studierenden und 

Verantwortlichen festgelegt. Hierin liegt ein vielversprechender Ansatz für ein 

Studierbarkeitskonzept an anderen Hochschulen vor.  

Im Bereich Durchlässigkeit gab es in den vergangenen Jahren bereits einige Fortschritte zu 

verzeichnen (vgl. Banscherus 2014). So ist etwa der Markt für Angebote des dritten 

Bildungsweges in einem stetigen Wachstum begriffen, berufsbegleitende Studiengänge und –

modelle haben sich etabliert. Der Autor hebt hervor, dass insbesondere ein weiteres Wirken an 

der Gleichwertigkeit von Kompetenzen, d.h. der Anerkennung beruflicher Kompetenzen auch 

im Hochschulbereich, die Durchlässigkeit noch fördern kann. Der bereits erprobte Deutsche 

Qualifikationsrahmen, eine nationale Umsetzung der europäischen Rahmenvorschrift, spiegelt 

diese Absicht bereits wieder. Diese Gleichwertigkeit von Kompetenzen wird dem Autor 

zufolge auch in Form der Diversity-Perspektive noch an Bedeutung zunehmen: Im deutschen 

Hochschulwesen sind mittlerweile viele Menschen mit Migrationshintergrund usw. vertreten, 

deren Kompetenzen und Leistungen in ihrer Gleichwertigkeit überprüft und ggf. angerechnet 

werden sollten, um sie für den Arbeitsmarkt zugänglich zu machen. Schwarze et al. (2007) 

führten bereits aus, dass Universitäten und Fachhochschulen Unterstützung, etwa in Form von 

Modellprojekten, bei der Entwicklung geeigneter Anrechnungsmodelle für beruflich oder 
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anderweitig qualifizierter Bewerber benötigen. Grundsätzlich stünden sich die beiden Modelle 

der pauschalen (d.h. vorab anhand von Vereinbarungen oder einheitlich anerkannten 

Abschlüssen festgelegten) Anrechnung sowie der individuellen Anrechnung, bei welcher jeder 

Bewerber ein individuelles Antragsverfahren zur Anrechnung durchläuft, gegenüber. Immer 

häufiger existierten jedoch auch Mischformen, welche die Vorteile beider Varianten 

kombinieren. Gleichzeitig entstünden hierdurch jedoch auch Unsicherheiten bei den Bewerbern 

durch die Vielzahl an Verfahrensweisen verschiedener Universitäten. 

Durchlässigkeit wird oft Hand in Hand mit dem Konzept des Lebenslangen Lernens assoziiert. 

Wolter et al. (2016) heben hervor, dass die Gewinnung spezifischer Zielgruppen für das 

lebenslange Lernen ein zentrales strategisches Ziel für Hochschulen und die Hochschulpolitik 

darstellt. Die Politik müsse die Hochschulen dabei unterstützen, neue, bisher schwach erreichte 

Zielgruppen für diesen Bildungsweg zu gewinnen. Dies kann über Modellprojekte ebenso 

geschehen wie über finanzielle Anreize für Hochschulen. Zu den konkreten Maßnahmen, mit 

denen eine Förderung des lebenslangen Lernens erreicht werden kann, zählten dabei u.a. die 

Ausweitung von E-Learning Angeboten, etwa um Berufstätige besser für eine akademische 

Bildung erreichen zu können, oder eine Flexibilisierung von Zugangsvoraussetzungen, um 

Beruflich Qualifizierte besser mit akademischen Angeboten ansprechen zu können. Hier spielt 

wiederum das flexible Konzept der Gleichwertigkeit (siehe vorheriger Absatz) eine wesentliche 

Rolle.  

Spexard (2016, in: Wolter et al. 2016; S. 345ff.) sieht besonders in der Förderung dualer 

Studienprogramme einen wesentlichen Faktor für das angestrebte Ziel des lebenslangen 

Lernens und der Öffnung der Wissenschaft für beruflich Qualifizierte. So brächten Menschen 

mit beruflicher Vorqualifizierung, etwa einer Berufsausbildung, häufig bessere 

Voraussetzungen zum Verständnis der theorielastigen Inhalte eines akademischen Studiums 

mit und zeigten bessere Transferleistungen des neu erlernten Wissens in die praktische 

Berufswelt. Indem der Übergang beruflich Qualifizierter in ein duales Studium gefördert 

würde, könnte das akademische Bildungswesen offener für verschiedene Zielgruppen gestaltet 

und die Qualität der beruflichen Vorbereitung der Absolventen gesteigert werden.  

Bendig & Schmidt (2011) fügen hinzu, dass die Hochschulpolitik und die Hochschulen selbst 

bei der Öffnung von Studiengängen für beruflich Qualifizierte nicht den organisationalen und 

finanziellen Rahmen für ein solches Studium außer Acht lassen sollten. Dazu gehöre einerseits, 

dass z.B. mithilfe von Teilzeitmodellen und anderen Flexibilisierungen auch Berufstätigen und 

Eltern die Chance eingeräumt wird, ihr Studium parallel zum Erwerbsleben zu koordinieren. 

Andererseits müsse ebenso die Finanzierung eines weiterbildenden Studiums gesichert sein, 

etwa über tarifverträgliche Vereinbarungen zur (teilweisen) Kostenübernahme der 

Studiengebühren und damit verwandter Kosten. An die Politik gerichtet empfehlen die Autoren 

in Anlehnung an Kerres et al. (2010), u.a. die Bafög-Regelungen für eine finanzielle 

Unterstützung des Studiums so anzupassen, dass auch neuartige Weiterbildungsmodelle im 

Rahmen des lebenslangen Lernens besser gefördert werden können. Dies ermögliche 

insbesondere sozial schwächer gestellten Interessenten, überhaupt ein Weiterbildungsangebot 

annehmen zu können und trägt so in einer anderen, ebenfalls im Bologna-Prozess vereinbarten 

Art zur Öffnung der Hochschulen für möglichst große Teile der Bevölkerung bei. Zusätzliche 

Beratungsangebote insbesondere für Quereinsteiger in den akademischen Bereich können 

diesen dabei helfen, sich in der Weiterbildung zurechtzufinden, bereits erbrachte Leistungen 

korrekt anrechnen zu lassen und einen für sie bestmöglich angepassten Studienverlauf zu 

organisieren. Hierbei spielen nach Brunner et al. (2015, in: Walpurga et al. 2015, S. 31ff.) auch 
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zunehmend elektronische Informations- und Beratungsangebote eine Rolle, da diese orts- und 

zeitungebunden sind. Neue Technologien wie etwa ein Online-Beratungsportal können so dabei 

helfen, mögliche Zielgruppen passgenauer zu beraten. Diese Entwicklungen, so die Autoren, 

sollten auch zukünftig stärker gefördert werden.  

Die hier vorgestellten Modelle stellen erste Lösungs- und Verbesserungsansätze zur 

Verbesserung der Studierbarkeit und Durchlässigkeit im deutschen Hochschulwesen dar. Als 

Teil der aktuellen hochschulpolitischen Diskussion stehen einige Aspekte auch bereits auf der 

politischen Agenda oder werden diskutiert. Weitere Untersuchungen können detailliertere 

Ergebnisse über den bisherigen Stand der Umsetzung, Fallstricke und weitere 

Verbesserungsmöglichkeiten erbringen. 
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